
VERORDNUNG (EG) Nr. 958/2006 DER KOMMISSION

vom 28. Juni 2006

über eine Dauerausschreibung für das Wirtschaftsjahr 2006/07 zur Festsetzung von Erstattungen bei
der Ausfuhr von Weißzucker

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom
20. Februar 2006 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), insbesondere auf Artikel 23 Absatz 4 und Artikel 40
Absatz 1 Buchstabe g,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit Rücksicht auf die Lage des Zuckermarkts in der
Gemeinschaft sowie des Weltmarkts ist es angebracht,
so bald wie möglich eine Dauerausschreibung für die
Ausfuhr von Weißzucker im Wirtschaftsjahr 2006/07
zu eröffnen. Wegen der möglichen Schwankungen der
Weltzuckerpreise muss in der Ausschreibung die Festset-
zung von Ausfuhrerstattungen vorgesehen werden.

(2) Die allgemeinen Regeln des Ausschreibungsverfahrens für
die Festsetzung der Erstattungen bei der Ausfuhr
von Zucker, die mit Artikel 32 der Verordnung (EG)
Nr. 318/2006 festgelegt wurden, sind anzuwenden.

(3) Im Handel zwischen der Gemeinschaft einerseits und
Bulgarien und Rumänien andererseits gelten für be-
stimmte Erzeugnisse des Zuckersektors noch Einfuhrzölle
und Ausfuhrerstattungen, und die Höhe der Ausfuhrer-
stattungen übersteigt die der Einfuhrzölle erheblich. Im
Hinblick auf den Beitritt dieser beiden Länder zur Euro-
päischen Union kann dieser Unterschied zu Bewegungen
spekulativer Art führen.

(4) Zur Verhinderung von Missbrauch bei der Wiedereinfuhr
oder Wiederverbringung von Erzeugnissen des Zucker-
sektors, für die Ausfuhrerstattungen gezahlt wurden, in
die Gemeinschaft sollten für sämtliche Länder des West-
balkans keine Ausfuhrerstattungen festgesetzt werden.

(5) Die Besonderheit dieses Verfahrens erfordert, angepasste
Bestimmungen für die im Rahmen der Dauerausschrei-
bung erteilten Ausfuhrlizenzen vorzusehen, insbesondere
Bestimmungen über die Frist für die Erteilung der Lizen-

zen, ihre Geltungsdauer, die Höhe der Sicherheit sowie
die Menge, für die die Ausfuhrverpflichtung nach Maß-
gabe der Lizenz erfüllt ist. Die Bestimmungen der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1291/2000 der Kommission vom 9.
Juni 2000 über gemeinsame Durchführungsvorschriften
für Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen sowie Vorausfestset-
zungsbescheinigungen für landwirtschaftliche Erzeug-
nisse (2) sowie der Verordnung (EWG) Nr. 120/89 der
Kommission vom 19. Januar 1989 zur Festlegung der
gemeinsamen Durchführungsvorschriften für die Aus-
fuhrabschöpfungen und -abgaben für landwirtschaftliche
Erzeugnisse (3) müssen jedoch anwendbar bleiben.

(6) Für die Teilausschreibungen des Monats Juli 2006 erset-
zen die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung die
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1138/2005 der
Kommission vom 15. Juli 2005 über eine Daueraus-
schreibung für das Wirtschaftsjahr 2005/06 zur Festset-
zung von Abschöpfungen und/oder Erstattungen bei der
Ausfuhr von Weißzucker (4). Aus Gründen der Transpa-
renz und der Rechtsklarheit ist besagte Verordnung daher
zum 1. Juli 2006 aufzuheben.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Es wird eine Dauerausschreibung für die Festsetzung von
Erstattungen bei der Ausfuhr von Weißzucker des KN-Codes
1701 99 10 für alle Bestimmungen mit Ausnahme von Alba-
nien, Bulgarien, Kroatien, Bosnien und Herzegovina, Serbien
und Montenegro (5), der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien sowie Rumänien durchgeführt. Während der Gel-
tungsdauer dieser Dauerausschreibung werden Teilausschreibun-
gen durchgeführt.

(2) Die Dauerausschreibung bleibt bis zum 27. September
2007 gültig.

DE29.6.2006 Amtsblatt der Europäischen Union L 175/49

(1) ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 1.

(2) ABl. L 152 vom 24.6.2000, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 410/2006 (ABl. L 71 vom 10.3.2006,
S. 7).

(3) ABl. L 16 vom 20.1.1989, S. 19. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 910/2004 (ABl. L 163 vom 30.4.2004,
S. 63).

(4) ABl. L 185 vom 16.7.2005, S. 3.
(5) Einschließlich des Kosovo unter der Ägide der Vereinten Nationen

nach der Resolution 1244 des Sicherheitsrats vom 10. Juni 1999.



Artikel 2

(1) Die Ausschreibungsbekanntmachung wird im Amtsblatt
der Europäischen Union veröffentlicht. Auf dieser Grundlage er-
stellen die Mitgliedstaaten eine Ausschreibungsbekanntmachung,
die sie veröffentlichen oder an anderer Stelle veröffentlichen
lassen können.

(2) Die Ausschreibungsbekanntmachung gibt insbesondere
die Ausschreibungsbedingungen an.

(3) Die Ausschreibungsbekanntmachung kann während der
Gültigkeitsdauer der Dauerausschreibung geändert werden. Sie
wird geändert, wenn während der Gültigkeitsdauer eine Ände-
rung der Ausschreibungsbedingungen erfolgt.

Artikel 3

(1) Die Frist für die Einreichung der Angebote für die erste
Teilausschreibung

a) beginnt am 5. Juli 2006;

b) läuft am Donnerstag, den 13. Juli 2006, um 10.00 Uhr
Ortszeit Brüssel ab.

(2) Die Frist für die Einreichung der Angebote für jede fol-
gende Teilausschreibung

a) beginnt am ersten Arbeitstag, der dem Tag des Ablaufs der
Frist für die vorausgegangene Teilausschreibung folgt;

b) läuft an folgenden Tagen um 10.00 Uhr Ortszeit Brüssel ab:

— 27. Juli 2006,

— 10. und 31. August 2006,

— 14. und 28. September 2006,

— 5. und 19. Oktober 2006,

— 9. und 23. November 2006,

— 7. und 21. Dezember 2006,

— 11. und 25. Januar 2007,

— 8. und 22. Februar 2007,

— 8. und 29. März 2007,

— 19. und 26. April 2007,

— 10. und 24. Mai 2007,

— 14. und 28. Juni 2007,

— 12. und 19. Juli 2007,

— 9. und 30. August 2007,

— 13. und 27. September 2007.

Artikel 4

(1) Die Interessenten beteiligen sich auf folgende Weise an
der Ausschreibung:

a) durch Einreichung eines schriftlichen Angebots bei der zu-
ständigen Stelle eines Mitgliedstaats gegen Empfangsbeschei-
nigung oder

b) durch eingeschriebenen Brief oder Telegramm an die ge-
nannte Stelle oder

c) durch Fernschreiben, Telefax oder elektronische Mitteilung
an die genannte Stelle, sofern sie diese Art der Mitteilung
akzeptiert.

(2) Ein Angebot ist nur gültig, wenn folgende Bedingungen
erfüllt sind:

a) Im Angebot sind angegeben:

i) die Bezeichnung der Ausschreibung und der Teilaus-
schreibung,

ii) Name und Anschrift des Bieters sowie seine USt.-Nr.,

iii) die auszuführende Menge Weißzucker,

iv) der Betrag der Ausfuhrerstattung je 100 kg Weißzucker
in Euro mit 3 Dezimalstellen,

v) der Betrag der Sicherheit, die gemäß Artikel 5 Absatz 1
für die Zuckermenge nach Ziffer iii zu leisten ist, in der
Währung des Mitgliedstaats, in dem das Angebot einge-
reicht wird.

b) Die auszuführende Menge beträgt mindestens 250 Tonnen
Weißzucker.

c) Vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Angebote wird
der Nachweis erbracht, dass der Bieter die in dem Angebot
genannte Sicherheit gestellt hat.

d) Das Angebot enthält eine Erklärung des Bieters, durch die er
sich verpflichtet, die Ausfuhrlizenz oder die Ausfuhrlizenzen
für die auszuführende Weißzuckermenge innerhalb der in
Artikel 11 Absatz 2 zweiter Unterabsatz vorgesehenen Frist
zu beantragen, falls er den Zuschlag erhält.
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e) Das Angebot enthält eine Erklärung des Bieters, durch die er
sich verpflichtet, falls er den Zuschlag erhält,

i) die Sicherheit durch Zahlung des in Artikel 12 Absatz 3
genannten Betrags zu ergänzen, falls die Ausfuhrverpflich-
tung, die aus der in Artikel 11 Absatz 2 genannten Aus-
fuhrlizenz erwächst, nicht erfüllt wurde;

ii) der Stelle, die die betreffende Ausfuhrlizenz erteilt hat,
innerhalb von 30 Tagen nach Ablauf der Gültigkeitsdauer
der Lizenz die Menge oder die Mengen mitzuteilen, für
die die Ausfuhrlizenz nicht verwendet wurde.

(3) Ein Angebot kann die Angabe enthalten, dass es nur
dann als eingereicht gilt, wenn eine oder beide der folgenden
Bedingungen erfüllt sind:

a) Über den Höchstbetrag für die Ausfuhrerstattung ist am Tag
des Ablaufs der Frist für die Einreichung der betreffenden
Angebote zu beschließen;

b) der Zuschlag muss die ganze oder einen bestimmten Teil der
angebotenen Menge betreffen.

(4) Ein Angebot, das nicht gemäß den Absätzen 1 und 2
eingereicht wird oder das andere als die durch diese Ausschrei-
bung vorgesehenen Bedingungen enthält, wird nicht berücksich-
tigt.

(5) Ein eingereichtes Angebot kann nicht zurückgezogen
werden.

Artikel 5

(1) Jeder Bieter stellt je 100 kg Weißzucker, der aufgrund
dieser Ausschreibung auszuführen ist, eine Sicherheit von
11 EUR.

Diese Sicherheit bildet für die Zuschlagsempfänger unbeschadet
des Artikels 12 Absatz 3 die Sicherheit für die Ausfuhrlizenz bei
der Einreichung des in Artikel 11 Absatz 2 genannten Antrags.

(2) Die Sicherheit gemäß Absatz 1 wird nach Wahl des Bie-
ters in bar oder in Form einer Bürgschaft eines Instituts gestellt,
das den Kriterien des Mitgliedstaats entspricht, in dem das An-
gebot eingereicht wird.

(3) Die in Absatz 1 genannte Sicherheit wird freigegeben

a) im Fall von Bietern für die Mengen, für die dem Angebot
nicht stattgegeben wurde,

b) im Fall von Zuschlagsempfängern, die ihre entsprechende
Ausfuhrlizenz nicht innerhalb der in Artikel 11 Absatz 2

zweiter Unterabsatz genannten Frist beantragt haben, in
Höhe von 10 EUR je 100 kg Weißzucker,

c) im Fall von Zuschlagsempfängern für die Menge, für die sie
die Ausfuhrverpflichtung gemäß Artikel 11 Absatz 3 der
vorliegenden Verordnung im Sinne von Artikel 31 Buchstabe
b und Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1291/2000 erfüllt haben, unter den Be-
dingungen des Artikels 35 der Verordnung (EG) Nr.
1291/2000.

Im Fall von Unterabsatz 1 Buchstabe b wird der freizugebende
Teil der Sicherheit gegebenenfalls um die Differenz zwischen
dem Höchstbetrag der für die fragliche Teilausschreibung fest-
gesetzten Ausfuhrerstattung und dem Höchstbetrag der für die
folgende Teilausschreibung festgesetzten Ausfuhrerstattung ver-
ringert, wenn der letztgenannte Betrag höher ist als der erstge-
nannte.

Außer in Fällen höherer Gewalt verfällt der nicht freigegebene
Teil der Sicherheit oder die nicht freigegebene Sicherheit für die
Zuckermenge, für die die entsprechenden Verpflichtungen nicht
erfüllt wurden.

(4) Im Falle höherer Gewalt erlässt die zuständige Stelle des
betreffenden Mitgliedstaats die Maßnahmen zur Freigabe der
Sicherheit, die sie angesichts der durch den Bieter geltend ge-
machten Umstände für notwendig hält.

Artikel 6

(1) Die Auswertung der Angebote erfolgt durch die betref-
fende zuständige Stelle unter Ausschluss der Öffentlichkeit. Die
zur Auswertung zugelassenen Personen sind zur Geheimhaltung
verpflichtet.

(2) Die nach den Bestimmungen der vorliegenden Verord-
nung eingereichten Angebote werden der Kommission, wenn
sie zulässig sind, ohne Namensnennung mitgeteilt und müssen
bei der Kommission über die Mitgliedstaaten spätestens eine
Stunde und 30 Minuten nach Ablauf der Frist für die in der
Ausschreibungsbekanntmachung vorgesehene wöchentliche Ein-
reichung der Angebote eingehen.

Liegen keine Angebote vor, so teilen die Mitgliedstaaten der
Kommission dies innerhalb derselben Frist mit.

Artikel 7

(1) Nach Prüfung der eingegangenen Angebote kann für jede
Teilausschreibung eine Höchstmenge festgesetzt werden.
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(2) Es kann beschlossen werden, eine bestimmte Teilaus-
schreibung zurückzuziehen.

Artikel 8

(1) Beschließt die Kommission, für die Teilausschreibung ei-
nen Zuschlag zu erteilen, setzt sie nach dem Verfahren des
Artikels 39 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 318/2006 den
Höchstbetrag der Ausfuhrerstattung fest. Dieser Betrag wird un-
ter besonderer Berücksichtigung der Lage und der voraussicht-
lichen Entwicklung des Zuckermarkts in der Gemeinschaft so-
wie des Weltmarkts festgesetzt.

(2) Unbeschadet des Artikels 9 erhalten die Bieter den Zu-
schlag, deren Angebot dem Höchstbetrag der Ausfuhrerstattung
entspricht oder darunter liegt.

Artikel 9

(1) Wurde für eine Teilausschreibung eine Höchstmenge fest-
gesetzt, so erhält den Zuschlag der Bieter, dessen Angebot die
niedrigste Ausfuhrerstattung enthält. Wird die Höchstmenge
durch dieses Angebot nicht völlig ausgeschöpft, so erhalten
bis zur Ausschöpfung dieser Menge die übrigen Bieter den Zu-
schlag, und zwar nach Maßgabe der Höhe der vorgeschlagenen
Ausfuhrerstattung in aufsteigender Folge.

(2) Würde das Zuschlagsverfahren nach Absatz 1 durch die
Berücksichtigung eines Angebots dazu führen, dass die Höchst-
menge überschritten wird, so erhält der betreffende Bieter den
Zuschlag nur für die Menge, mit der die Höchstmenge ausge-
schöpft wird. Die Angebote, die die gleiche Erstattung enthalten,
werden, wenn durch die Berücksichtigung der Summe der in
den betreffenden Angeboten genannten Mengen die Höchst-
menge überschritten würde, auf eine der folgenden Weisen be-
rücksichtigt:

a) im Verhältnis der in den einzelnen Angeboten genannten
Mengen,

b) je Zuschlagsempfänger bis zu einer zu bestimmenden
Höchstmenge,

c) durch Losentscheid.

Artikel 10

(1) Die zuständige Stelle des betreffenden Mitgliedstaats un-
terrichtet unverzüglich alle Bieter von dem Ergebnis ihrer Teil-
nahme an dem Ausschreibungsverfahren. Darüber hinaus richtet
diese Stelle eine Zuschlagserklärung an diejenigen, die den Zu-
schlag erhalten haben.

(2) Die Zuschlagserklärung enthält mindestens:

a) die Bezeichnung der Ausschreibung,

b) die Menge des auszuführenden Weißzuckers,

c) die bei der Ausfuhr zu gewährende Erstattung je 100 kg
Weißzucker der unter Buchstabe b genannten Menge in
Euro.

Artikel 11

(1) Der Zuschlagsempfänger hat unter den Voraussetzungen
des Absatzes 2 für die zugeteilte Menge Anspruch auf Erteilung
einer Ausfuhrlizenz, in der die im Angebot angegebene Aus-
fuhrerstattung genannt wird.

(2) Der Zuschlagsempfänger hat die Pflicht, nach den be-
treffenden Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr.
1291/2000 für die ihm zugeteilte Menge eine Ausfuhrlizenz
zu beantragen, und dieser Antrag kann abweichend von Artikel
12 der Verordnung (EWG) Nr. 120/89 nicht widerrufen werden.

Der Antrag ist spätestens zu einem der folgenden Zeitpunkte
einzureichen:

a) am letzten Arbeitstag vor der für die folgende Woche vor-
gesehenen Teilausschreibung,

b) am letzten Arbeitstag der folgenden Woche, wenn im Laufe
dieser Woche keine Teilausschreibung vorgesehen ist.

(3) Der Zuschlagsempfänger hat die Pflicht, die im Angebot
genannte Menge auszuführen und bei Nichterfüllung dieser Ver-
pflichtung gegebenenfalls den in Artikel 12 Absatz 3 genannten
Betrag zu zahlen.

(4) Das Recht und die Pflichten nach den Absätzen 1, 2 und
3 sind nicht übertragbar.

Artikel 12

(1) Bei der Festsetzung der Gültigkeitsdauer der Lizenzen
findet Artikel 23 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1291/2000 Anwendung.

(2) Die im Rahmen einer Teilausschreibung erteilten Aus-
fuhrlizenzen gelten vom Tag ihrer Erteilung an bis zum Ablauf
des fünften Monats, der auf den Monat folgt, in dem die be-
treffende Teilausschreibung stattgefunden hat.
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Ausfuhrlizenzen, die für die ab dem 1. Mai 2007 laufenden
Teilausschreibungen erteilt werden, sind jedoch nur bis zum
30. September 2007 gültig.

(3) Außer im Falle höherer Gewalt zahlt der Lizenzinhaber
an die zuständige Stelle einen bestimmten Betrag für die Menge,
für die die Ausfuhrverpflichtung im Zusammenhang mit der in
Artikel 11 Absatz 2 genannten Ausfuhrlizenz nicht erfüllt
wurde, wenn die in Artikel 5 Absatz 1 genannte Sicherheit
geringer ist als die Differenz zwischen der Ausfuhrerstattung
gemäß Artikel 33 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EG)
Nr. 318/2006, die am letzten Gültigkeitstag der Lizenz in Kraft
ist, und der in der fraglichen Lizenz genannten Erstattung.

Der nach Unterabsatz 1 zu zahlende Betrag entspricht der Dif-
ferenz zwischen der in Unterabsatz 1 genannten Differenz und
der in Artikel 5 Absatz 1 genannten Sicherheit.

Artikel 13

Die Verordnung (EG) Nr. 1138/2005 wird aufgehoben.

Artikel 14

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. Juni 2006

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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